
Die Türkei

Die Türkei kommt nicht aus den 
Schlagzeilen: Egal, ob Terroranschläge, 
der Putsch-Versuch des türkischen 
Militärs gegen Präsident Erdogan oder 
dessen eigenes, gesetzwidriges Vor- 
gehen gegen jeden Kritiker im Land 
– die Medien waren und sind voll von 
Schreckensnachrichten aus der Türkei. 
Für Europa und besonders Deutsch-
land ist der Blick auf die Türkei schon 
deshalb wichtig, weil es mit der Na- 
tion am Bosporus intensive Beziehun-
gen auf allen Ebenen gibt. Für die 

Katholische Akademie Bayern der 
Anlass, einen Türkei-Experten 
einzuladen, der seine Sicht der 
Situation im Land vorstellen sollte: 
den Passauer Geographen Ernst 
Struck, der auch an der Türkisch-
Deutschen Universität in Istanbul 
lehrt und dort den Masterstudien- 
gang „Interkulturelles Management“ 
verantwortet. Er referierte am 
22. November 2016 zum Thema „Die 
Türkei und die europäische Türkei-
politik in der Krise“.
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I. Wichtige Ereignisse

Um die aktuelle Entwicklung in der 
Türkei zu verstehen, bedarf es eines 
Rückblicks auf die wichtigsten Ereignis-
se, die in der europäisch-türkischen 
Wahrnehmung die entscheidende Rolle 
spielen. So hat zuletzt der Putschver-
such vom 15. Juli 2016 die größte Auf-
merksamkeit erfahren und die Bezie-
hungen zur Türkei verändert, ebenso 
wie wenige Wochen zuvor die Armeni-
en-Resolution des Deutschen Bundes-
tages. Über die Bombenanschläge in An-
kara und in Istanbul, das militärische 
Vorgehen gegen die PKK im Südosten 
des Landes und über die Bedrohung 
durch den so genannten „Islamischen 
Staat“ wurde intensiv und kritisch be-
richtet. 

Direkt betroffen wurde die Europäi-
sche Union durch die Flüchtlingsproble-
matik, Fluchtbewegungen aus dem Syri-
enkrieg in die Türkei und vor allem 
über die Ägäis nach Griechenland. Die 
Gezi-Park-Proteste und das Vorgehen 
der Regierung dagegen, die Einschrän-
kungen der Sozialen Medien und der 
Presse lösten heftige Kritik aus und ver-
tieften die Kluft zwischen der Türkei 
und der EU. Hinter diesen Ereignissen 
verblassten der Wirtschaftsboom in der 
Türkei (seit 2002/03) und ihre Hinwen-
dung zu Europa. Gegen den Beschluss 
der Kommission der Europäischen Uni-
on, die Beitrittsverhandlungen aufzu-
nehmen (2004/05), sprach sich die 
deutsche Bundeskanzlerin aus. Als Ge-
genentwurf – trotz der tatsächlichen Er-
öffnung des Beitrittsprozesses – sprach 
sie nun von einer möglichen „Privile-
gierten Partnerschaft“, während in der 
Öffentlichkeit und den Medien die ver-
meintliche Unvereinbarkeit der islami-
schen mit der christlichen Welt ein un-
übersehbares Thema wurde („Islam – 
nein Danke!“).

II. Warum die Türkei zu Europa 
gehören will – Nation, Leitbild und 
gesellschaftlicher Wandel

Die grundsätzliche Frage, warum die 
Türkei selbst unbedingt zu Europa ge-
hören wollte und will, wurde kaum the-
matisiert. Die lange bestehende kultu-
relle Einheit Europas einschließlich 
Anatoliens/Kleinasiens (von der Grie-
chischen Kolonisation über das Römi-
sche und Byzantinische bis zum Osma-
nischen Reich) wollte nicht wahrge-
nommen werden. Es wurde vielmehr 
politisch-strategisch eine Kulturgrenze 
an Bosporus und Dardanellen konstru-
iert, die für die breite Öffentlichkeit mit 
der sachlich falschen Behauptung einer 
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hier bestehenden natürlichen Konti-
nentgrenze zwischen Europa und Asien 
gestützt wurde (der gemeinsame Konti-
nent ist Eurasien). So wurden auch, na-
hezu selbstverständlich, die Grenzen 
des jungen Nationalstaates, der sich aus 
der Okkupation durch Griechenland, 
Italien, Frankreich und Russland befreit 
hatte, nicht an den Meerengen festge-
legt (Vertrag von Lausanne 1923). Die 
kulturelle Identität der Türkischen Re-
publik sollte die Identität Europas unter 
dem Motto „Fortschritt und westliche 
Zivilisation“ werden. Sie war das Leit-
bild der Kulturrevolution Mustafa Kemal 
Atatürks. Mit ihr wurden zuerst Sulta-
nat, Kalifat und Scharia abgeschafft und 
unter anderem europäisches Recht und 
europäische Lebensstile eingeführt. Die 
Agenda für die Zukunft war: zuerst Auf-
klärung und Laizismus, danach – mit 
dem gesellschaftlichen Wandel und der 
Modernisierung – würde sich Demokra-
tie entwickeln. Dieser Wandel setzte 
sich in der Zivilgesellschaft und im öf-
fentlichen Alltagsleben, das immer deut-
licher westlichen Vorbildern entsprach, 
durch.

Gleichzeitig jedoch wuchs aber auch 
die Macht, der aus der Öffentlichkeit 
verbannten religiösen Gruppen. Der Is-
lam wurde schließlich unter der neuen 
Partei AKP (seit 2002 an der Regierung) 
in die Alltagswelt und Öffentlichkeit zu-
rückgeholt. Zum gesellschaftlichen Vor-
bild wurden nun allein sunnitische Le-
bensstile, ohne den beachtlichen Anteil 
der Aleviten gerecht zu werden, eine 
starke Führung und ein neuer türki-
scher Nationalismus. 

III. Führung und Macht: 
die Herausforderungen

Das schnelle türkische „Wirtschafts-
wunder“ zeigte und zeigt für den Bürger 
sichtbare Erfolge in der Bewältigung des 
Alltagslebens, hinzu kommen die inter-
national wahrgenommenen Leucht-
turmprojekte, wie der Bosporus-Metro-
Tunnel (Marmaray), die gerade eröffne-
te längste Hängebrücke der Welt im 
Norden Istanbuls, nahezu zeitgleich die 
Inbetriebnahme der gewaltigen Brücke 
über den Golf von Izmit, sowie der 
weitgehend fertiggestellte doppelstöcki-
ge Straßentunnel unter dem Bosporus. 
Erfolgreiche Führung und Macht wer-
den symbolisiert und repräsentiert 
durch den neuen Präsidentenpalast in 
Ankara und die über Istanbul auf dem 
Camlica-Berg thronende neue Moschee.

Diese aufstrebende und erfolgreiche 
Türkei sah sich gleichzeitig innenpoliti-
schen Herausforderungen gegenüber: 
Der Dauerkonflikt mit der PKK seit 
1984, die als sozialistische Partei die 
Führung der Kurden für sich in An-
spruch nimmt und mit terroristischen 
Mitteln für einen eigenen Staat bezie-
hungsweise Autonomie kämpft, konnte 
nicht befriedet werden. Die Verhand-
lungsbemühungen zwischen 2009 und 
2011 (Oslo-Gespräche) und die an-
schließenden Friedensverhandlungen 
bis 2015 waren nicht erfolgreich und im 
Zusammenhang mit der Entwicklung in 
Syrien sind Attentate und Kämpfe wie-
der aufgeflammt. Eine weitere Bedro-
hung der Türkei durch den „tiefen Staat“ 
oder die Ergenekom-Bewegung, eine 
nationalistische Gruppierung, die den 
Sturz der Regierung zum Ziel haben 
sollte, verunsicherte die türkische Öf-
fentlichkeit über eine sehr lange Zeit. 
Sämtliche Urteile in den Ergenekom-
Prozessen (2007-2013) wurden jedoch 
am 21. April 2016 aufgehoben, da sich 
im Zusammenhang mit den jüngsten 
Ermittlungen gegen die Gülenisten ge-
zeigt hatte, dass die Beweise von ihnen 
manipuliert worden waren und Richter 
aus dieser Bewegung entsprechend ur-
teilten. Die Gülenisten hatten, nach 
Erkenntnissen der türkischen Regie-

rung, seit langem die Machtübernahme 
in der Türkei zum Ziel, da bereits 1999 
der geistig-religiöse Anführer Fetullah 
Gülen seine Anhänger aufgefordert hat-
te, in einem schleichenden Prozess die 
Kontrolle über den türkischen Staat zu 
erlangen. Sie wurden dann 2013 im 
Rahmen eines Korruptionsskandals be-
schuldigt, viele staatliche Institutionen 
(Polizei, Justiz, Bildung) unterwandert, 
einen Parallelstaat und zuletzt eine ter-
roristische Vereinigung (FETÖ/PDY) 
aufgebaut zu haben. Gegen diese An-
hänger wurde ermittelt und Entlassun-
gen und Verhaftungen ausgesprochen, 
dennoch gelang es, am 15. Juli 2016 ei-
nen militärischen Putschversuch durch-
zuführen.

Dieser Putschversuch scheiterte 
durch das Eingreifen der türkischen Be-
völkerung, die sich den Soldaten und 
Panzern in den Weg stellte. Sie war per 
Video-Telefon-Aufruf des Staatpräsiden-
ten Erdogan, der über den Fernsehsen-
der CNN-Türk live gesendet und der 
über die Sozialen Medien verbreitet 
wurde, zum Widerstand aufgefordert 
worden, der erfolgreich war. In der ge-
samten Türkei kam es zu spontanen 
Massenzusammenkünften und Sieges-
feiern auf öffentlichen Straßen und Plät-
zen, um sich des nationalen Zusam-
menhaltes zu vergewissern. Das Fernse-
hen berichtete darüber in Dauersendun-
gen und in den Tageszeitungen wurden 
von vielen Unternehmen großflächige 
Anzeigen geschaltet, die Glückwünsche 
zum „Sieg der Demokratie – Sieg des 
Volkes“ aussprachen oder darauf hin-
wiesen, dass tatsächlich der „Schlüssel 
zur Demokratie in der Hand des Volkes 
liege“. Mit einer nationalen Großveran-
staltung „Demokratie und Märtyrer“ in 
Istanbul am 7. August 2016 wurde die-
ser Erfolg der Nation, des türkischen 
Volkes und des Patriotismus – und da-
mit auch der Regierung und des Staats-
präsidenten Erdogan – von hunderttau-
senden Teilnehmern gefeiert. 

Unmittelbar nach dem Putsch hatten 
die Sicherheitsbehörden die Verfolgung 
von Verdächtigen aufgenommen. Abge-
arbeitet wurden die bereits vor dem Er-
eignis bekannten Namenslisten von an-
geblichen Gülenisten, wobei die putsch-
bezogene Kommunikation über eine 
verschlüsselte Internetplattform (By-
Lock), die dechiffriert worden war, eine 
wichtige Quelle darstellte. Mit Ausru-
fung des Ausnahmezustandes (21. 7., 
verlängert am 3. 10. 2016) wurden dann 
in sehr großer Zahl Verdächtige im öf-
fentlichen Dienst suspendiert, nach An-
hörung entlassen oder verhaftet. Ebenso 
ging man gegen Verdächtige in den Par-
teien, in den Medien und auch gegen 
Unternehmen, Vereine und Stiftungen 
vor, viele dieser Institutionen wurden 
geschlossen. Die Maßnahmen sind da-
nach über die Putschverdächtigen hin-
aus auf Unterstützer der PKK ausgewei-
tet worden. Erst nach dem Ende des 
Ausnahmezustandes und in den Ge-
richtsverfahren, unter rechtsstaatlichen 
Bedingungen, wird sich die Gesetzmä-
ßigkeit des Vorgehens prüfen und be-
werten lassen.

 
IV. Der Wettbewerb der Konzepte

Die politisch-gesellschaftliche Ent-
wicklung ist ein Wettbewerb zwischen 
dem Staatsgründungskonzept des laizis-
tischen Kemalismus, dem Konzept der 
Europäischen Wertegemeinschaft und 
dem der „Neuen Türkei“, das die Regie-
rung propagiert. Aus der Perspektive 
der Europäischen Union wird scharfe 
Kritik am türkischen Regierungshan-
deln geübt: So wird die Terrorismusbe-
kämpfung als unangemessen bewertet, 
die Einschränkungen der Meinungsfrei-
heit und Defizite in der Rechtsstaatlich-
keit kritisiert, eine Entwicklung hin zu 
einer zunehmend autokratischen Füh-



42  zur debatte 1/2017

rung konstatiert und der wachsende 
Einfluss des Islams missbilligt. Die Per-
spektive der türkischen Regierung be-
mängelt das in der EU weitverbreitete 
Unverständnis für die Bedrohungen des 
Terrorismus in der Türkei, betont die 
Ungleichbehandlung als EU-Beitritts-
kandidatin und kritisiert die offene Ab-
lehnung des Islams. 

Wurde dem Leitbild Europas bisher 
weitgehend gefolgt, so werden beson-
ders für die türkischen Bürger die Wi-
dersprüche zwischen den propagierten 
Werten des Europarates sowie der EU 
und der Realpolitik zunehmend deut-
lich: Sie sehen unter anderem die Be-
richterstattung über Brandanschläge auf 
Flüchtlingsunterkünfte, die Uneinigkeit 
über die Aufnahme und Verteilung von 
Flüchtlingen und Lasten, die Schließung 
und Befestigung nationaler Grenzen, 
sowie die wachsende Ausländer- und 
Islamfeindlichkeit. Aus dieser Sicht ver-
lieren die gemeinsamen Werte Europas, 
wie die Achtung der Menschenwürde, 
Pluralismus, Nichtdiskriminierung, To-
leranz, Gerechtigkeit und Solidarität in 
der EU zunehmend an Bedeutung. Der 
vorgeschlagene und verhandelte Flücht-
lingspakt, der nun alle Lasten gegen 
Geldzahlung der Türkei überlässt, passt 
in dieses Bild.

Die türkische Gesellschaft steht vor 
der Frage, ob die Politik, die Konzepte 
und Zukunftsvisionen der EU zur Ver-
wirklichung eines besseren Lebens ge-
eignet sind. Der Zurückweisung und 
Ausgrenzung durch die EU steht der na-
tionale Stolz gegenüber, der gerade 
durch die aktuellen Ereignisse gewach-
sen ist. Wie inzwischen auch andere 
Staaten, Nationen und Regionen, die 
Mitglieder der Europäischen Union 
sind, setzt man in der Türkei zuneh-
mend auf die Bedeutung der eigenen, 
besonderen Tradition in der Verbindung 
zwischen Religion und Moderne, auf 
den „eigenen Weg“ und die Souveräni-
tät („Turkey first“). Die Politik sucht 
nach neuen strategischen Partnerschaf-
ten und akzeptiert nur noch eine EU-
Politik auf Augenhöhe. Auf diesem Weg 
will man den nationalen Zusammenhalt 
und die Zukunft der Türkei sichern. �

Akademiedirektor Dr. Florian Schuller 
(re.) moderierte die anschließende 
Diskussion zwischen Professor Ernst 
Struck und dem Publikum.

Für viele Türken scheint klar, wer hinter 
dem Putsch gegen Erdogan steht: die 
Gülen-Bewegung. Diese junge Frau 
brachte ihre Überzeugung auf einer 
Kundgebung in London zum Ausdruck.

Türkische Flaggen in großer Zahl 
begleiteten weltweit die Protestdemon-
strationen gegen den Militärputsch vom 
Juli 2016. Diese Aufnahme entstand in 
Köln. 
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